
um fünf Tage verspätet bei Gericht eingegangen sei. 
Das Fehlen der Vollmacht sei kein Hindernis für die 
Vornahme unaufschiebbarer Prozeßhandlungen ge­
wesen, vielmehr hätte die mit dem Wiedereinsetzungs- 
antrage zu verbindende Berufung auch ohne Vollmacht 
eingelegt werden müssen.

Diese Auffassung des Bezirksgerichts ist verfehlt. Ein 
Anwalt darf Prozeßhandlungen erst vornehmen, wenn 
er von der Partei dazu bevollmächtigt worden ist. Dies 
ist schon dadurch bedingt, daß die von dem Bevoll­
mächtigten vorgenommenen Prozeßhandlungen für die 
von ihm vertretene Partei in gleicher Weise ver­
pflichtend sind, als wenn sie von ihr selbst vorge­
nommen wären (§ 85 ZPO). In Ehesachen besteht dar­
über hinaus die Vorschrift, daß der Bevollmächtigte 
des klagenden Ehegatten einer besonderen, auf den 
Rechtsstreit gerichteten Vollmacht bedarf, und daß das 
Gericht den Mangel der Vollmacht von Amts wegen 
zu berücksichtigen hat (§ 613 ZPO). Diese Bestimmung 
gilt auch, wenn im Berufungsverfahren eine Wider­
klage zu erheben ist, für den Widerkläger und muß 
insbesondere mit Rücksicht auf die hohe gesellschaft­
liche Bedeutung, die den Ehescheidungsverfahren in 
unserem Staat zukommt, Beachtung finden. Von der 
Pflicht zur Vorlage der besonderen Vollmacht ist auch 
der als Pflichtanwalt beigeordnete Prozeßbevoll­
mächtigte nicht befreit, wie er überhaupt ohne Voll­
macht wirksame Prozeßhandlungen für die Partei 
nicht vornehmen kann.

Im vorliegenden Falle konnte deshalb der Prozeß­
bevollmächtigte des Verklagten die Wiedereinsetzung 
frühestens am Tage des Eingangs der Vollmacht, also 
am 5. November 1953, beantragen, wobei zu beachten 
ist, daß er sofort nach Kenntnis seiner Beiordnung die 
Vollmacht vom Verklagten angefordert und dieser sie 
auch ohne schuldhafte Verzögerung erteilt hat. Der 
beim Bezirksgericht am 7. November 1953 einge­
gangene Antrag ist also innerhalb der im § 284 ZPO 
gesetzten Frist gestellt worden. Er ist auch begründet. 
Der Verklagte hat rechtzeitig vor Ablauf der Be­
rufungsfrist um Bewilligung der einstweiligen Kosten­
befreiung für die Berufungsinstanz nachgesucht. Er 
konnte, solange ihm der Pflichtanwalt nicht beigeordnet 
war, eine dem Anwaltszwang unterliegende frist­
wahrende Prozeßhandlung nicht vornehmen. Dieser 
Umstand ist als unabwendbarer Zufall im Sinne des 
§ 233 ZPO zu werten, so daß seinem Anträge auf 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand, mit dem er 
ordnungsgemäß auch die versäumte Prozeßhandlung — 
die rechtswirksame Einlegung der Berufung — nach­
geholt hat (§ 236 Ziff. 3 ZPO), hätte stattgegeben 
werden müssen.

Das die Berufung als unzulässig verwerfende Urteil 
des Bezirksgerichts verletzt daher die genannten ge­
setzlichen Bestimmungen und muß aufgehoben werden.

Entscheidungen anderer Gerichte
Strafrecht

§ 9 GVG; § 34 Abs. 2 PreisstrafrechtsVO.
Die Gerichte sind nach der Strafprozeßordnung von 

1952 zu Entscheidungen über die Festsetzung einer 
Ersatzfreiheitsstrafe nach § 34 Abs. 2 Preisstrafrechts­
VO berufen.

KG, Urt. vom 20. August 1954 — Zst II 22/54.
Durch Beschluß des Stadtbezirksgerichts vom 12. Februar 1954 

ist der Beschluß des gleichen Gerichts vom 18. Januar 1954, mit 
dem eine Ersatzfreiheitsstrafe gemäß § 34 Abs. 2 Preisstraf­
rechtsVO angeordnet worden war, aufgehoben worden.

Dem Beschluß liegt folgender Sachverhalt zugrunde: Wegen 
Überpreisforderung für die Anfertigung einer Tür ist gegen 
den Tischler Willi L. durch Ordnungsstrafbescheid des Rates 
des Stadtbezirks eine Ordnungsstrafe von 100 DM erlassen 
worden. Dieser Ordnungsstrafbescheid ist am 20. Juni 1953 
rechtskräftig geworden. Der Bestrafte hat weder die Strafe be­
zahlt, noch hatte eine Pfändung Erfolg. Daraufhin hat der Rat 
des Stadtbezirks gemäß § 34 Abs. 2 PreisstrafrechtsVO bei dem 
Stadtbezirksgericht die Festsetzung einer Ersatzfreiheitsstrafe 
beantragt. Das Stadtbezirksgericht hat entsprechend dem An­
trag durch Beschluß vom 18. Januar 1954 für die Ordnungsstrafe 
in Höhe von 100 DM eine Ersatzfreiheitsstrafe von fünf Tagen 
Haft festgesetzt. Auf die sofortige Beschwerde des Betroffenen 
hat das Stadtbezirksgericht seinen Beschluß am 12. Februar 
1954 aufgehoben. Zur Begründung hat es ausgeführt, daß auf 
Grund der Bestimmungen der neuen Strafprozeßordnung vom 
2. Oktober 1952 die Festsetzung einer Ersatzfreiheitsstrafe auf 
der Grundlage einer Ordnungsstrafe einer Verwaltungsstelle 
nicht mehr möglich sei.

Gegen diesen Beschluß richtet sich der Kassationsantrag des 
Generalstaatsanwalts von Groß-Berlin, der Verletzung des 
Gesetzes rügt. Der Generalstaatsanwalt hat zur Begründung 
vorgetragen, daß das Stadtbezirksgericht verkannt habe, daß 
die rechtliche Grundlage für die Festsetzung der Ersatzfreiheits­
strafe nicht in der Strafprozeßordnung liege, sondern in § 34 
Abs. 2 PreisstrafrechtsVO, und daß das Gericht gemäß § 9 GVVO 
zur Entscheidung über die Festsetzung einer Ersatzfreiheits­
strafe berufen sei.

Der Kassationsantrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Der mit der Kassation angegriffene Beschluß verletzt 

das Gesetz. Er beruht auf einer Nichtbeachtung des 
§ 9 GVVO und des § 34 Abs. 2 PreisstrafrechtsVO. 
Zutreffend führt der Generalstaatsanwalt von Groß- 
Berlin aus, daß die Tatsache, daß die Strafprozeß­
ordnung vom 2. Oktober 1952 keine Bestimmungen 
enthält, die den Vorschriften der §§ 419 ff. der StPO 
von 1877 entsprechen, nicht die Aufgabe des Gerichts 
beseitige, über Anträge auf Festsetzung einer Ersatz­
freiheitsstrafe zu entscheiden, wo diese Entscheidung 
im geltenden Recht vorgesehen sei.

Das Stadtbezirksgericht hdt in seiner Entscheidung 
nicht berücksichtigt, daß § 9 GWO ausdrücklich be­
stimmt, daß vor die Gerichte andere Angelegenheiten 
als Zivil- und Strafsachen nur dann, aber auch in 
solchen Fällen gehören, in denen dies durch besonderes 
Gesetz bestimmt wird. Die gesetzliche Bestimmung, 
die den Gerichten die Aufgabe überträgt, über den 
Antrag auf Festsetzung einer Ersatzfreiheitsstrafe zu 
entscheiden, ist § 34 Abs. 2 PreisstrafrechtsVO. Diese 
besondere gesetzliche Bestimmung ist weiterhin in 
Kraft und auch durch die Strafprozeßordnung vom 
2. Oktober 1952 sowie das Einführungsgesetz dazu nicht 
aufgehoben worden. Das Fehlen besonderer Verfah­
rensvorschriften in der StPO von 1952, die denen der 
§§ 419 ff. der StPO von 1877 entsprechen, begründet 
nicht die Schlußfolgerung, daß die Gerichte nicht mehr 
zu Entscheidungen gemäß § 34 Abs. 2 Preisstrafrechts­
VO berufen seien. Das Verfahren, das das Gericht bei 
einer Entscheidung nach § 34 Abs. 2 Preisstrafrechts­
VO zu beobachten hat, ergibt sich aus der Vorschrift 
des' § 327 StPO von 1952. Das Stadtbezirksgericht hat 
deshalb nach Anhörung des durch den Ordnungsstraf­
bescheid Betroffenen durch Beschluß über den Antrag 
auf Festsetzung einer Ersatzfreiheitsstrafe zu ent­
scheiden.

Der angefochtene Beschluß, den das Stadtbezirks­
gericht auf die Beschwerde hin erlassen hat, war daher 
aufzuheben.

Zivilrecht
§ 114 ZPO.
In Kostenbefreiungsverfahren muß das Gericht unter 

Beachtung der Notwendigkeiten des Staatshaushalts 
eine Lösung finden, die den Werktätigen mit seinem 
Staat verbindet und in ihm die Überzeugung schafft, 
daß auch seine wirtschaftlichen Verhältnisse genügend 
berücksichtigt worden sind.

KG, Urt. vom 2. September 1954 — Zz 23/54.
Der Kläger hat den Beklagten wegen eines Auseinander­

setzungsguthabens aus einer früher gemeinsam betriebenen 
Gesellschaft mit einem Betrage von 13 928.48 DM in Anspruch 
genommen. Er wurde mit der Klage abgewiesen. Innerhalb 
der Berufungsfrist legte er Berufung ein und beantragte nach 
Fristfestsetzung zur Einzahlung des Kostenvorschusses einst­
weilige Kostenbefreiung. Durch Beschluß des Stadtgerichts 
vom 10. August 1953 wurde der Antrag des Klägers zurück­
gewiesen. Die Entscheidung wird damit begründet, daß der 
Kläger nicht außerstande sei, ohne Beeinträchtigung des für 
ihn und seine Familie notwendigen Lebensunterhalts die 
Kosten des Prozesses zu bestreiten. Dazu wird auf das Schrei­
ben des VEB W. vom 16. Juli 1953 an den Kläger Bezug ge­
nommen, wonach der Kläger ein Bruttogehalt von 500 DM 
erhalte. Der Senat folgert, daß der Kläger bei einer Netto­
auszahlung von 430 DM imstande sei, die Prozeßkosten zu be­
streiten.

Nach Fristablauf zur Einzahlung der Berufungsgebühr ist die 
Berufung mit Beschluß vom 8. Oktober 1953 als unzulässig 
verworfen worden.

Gegen dieses Beschlüsse hat der Generalstaatsanwalt von 
Groß-Berlin die Kassation wegen Gesetzesverletzung beantragt.

Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Beide Beschlüsse verletzen das Gesetz, und zwar der 

Beschluß vom 10. August 1953 insbesondere § 114 ZPO, 
der zweite die Verordnung des Magistrats von Groß- 
Berlin vom 18. Juni 1952.

733


